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regiert die Welt!“ Das iſt ein Wort, 
das jedes Kind kennt, und das doch von ſo vielen alten 
Leuten gar nicht beachtet wird. Auch unſer Miniſter⸗ 
präfident, der Herr v. Bismarck; weiß fo gut, wie wir 
Alle, daß jedes Hausweſen und natürlich auch jeder 
Staat über kurz oder lang zu Grunde gehen muß, wenn 
die Ordnung aufgehört hat, in ihnen zu regieren. Darum 
verſprach er auch in der Rede, die er am 17. Juni bei 
Schließung des Landtages hielt, daß die Regierung 
auch unter den gegenwärtigen Umſtänden „den 
geordneten Gang der öffentlichen Angelegenheiten 
aufrecht erhalten“ werde. 
Das war nun recht gut und ſchön; aber ein Fremder 
möchte ſich doch wundern, daß der erſte Miniſter in 
Preußen ez noch für nöthig hielt, etwas zu verſprechen, 
was ſich ganz von ſelbſt verſtehen ſollte. Wer aber 
unſere Berhättniffe kennt, der wird ſich gar nicht darüber 
wundern; es wird ihm nur auffallen, daß der Miniſter 
bei dieſem Verſprechen nicht das richtige Wort gebraucht 
t Er ſpricht nämlich von Aufrechterhalten und 
ätte doch ſprechen ſollen von Wiederherſtellung des 
. Ganges der öffentlichen e 
enn eine Ordnung, die erhalten werden kann, iſt doch 
nur in einem Staate vorhanden, wo Verfaſſung und 
Geſetz in voller und ungeſtörter Wirkſamkeit ſich befin⸗ 
den. Wo ſie in ihrer Wirkſamkeit geſtört ſind, da iſt 
auch die Ordnung geſtört, und wo die Ordnung ge⸗ 
ſtört iſt, da kann le nicht erhalten, fondern fie muß 
erft wiederhergeſtellt werden. Nun aber hat die 
Regierung ſelbſt ſchon hundertmal gefagt, daß nun ſchon 
vier Jahre hinter einander das Staatshaushaltsgeſez 
nicht zu Stande gekommen iſt, obgleich es nach Vorſchrift 
des Artikels 99 der Verfaſſung doch alljährlich er⸗ 
if die de müßte. Die Regierung weiß alſo ſelbſt, 
daß die verfaſſungsmäßige Ordnung in unſerem Lande 
noch erſt wteberbergeſkellt werden muß, daß alſo 
von ihrer „Aufrechterhaltung“ bis jetzt nicht gut die 


„Ordnun 


Rede ſein kann. Auch Herr v. Bismarck weiß das; 
er hat alſo nur den richtigen Ausdruck verfehlt. 

Wir müſſen dabei annehmen, daß die Regierung 
„den geordneten Gang der öffentlichen Angelegenheiten“, 
d. h., daß ſie die verfaſſungsmäßige Ordnung 
des preußiſchen Staates wirklich wiederherzuſtellen 
wünſcht. Wir nehmen ferner an, daß die „Thaten“ 
der Regierung, von denen die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ 
in ihren Schmähartikeln auf das Abgeordnetenhaus und 
auf uns, die Wähler dieſes Hauſes, fo viel Rühmens 
macht, noch ehe ſie einmal geſchehen ſind, wir nehmen 
an, ſagen wir, daß dieſe „Thaten“ auch Thaten der 
Wiederherſtellung ſein ſollen. Aber zu Thaten 
dieſer Art gehört die neuerlich erfolgte Feſtſtelung des 
Staatshaushaltsetats für 1865 nicht. Dieſe Feſtſtellung 
iſt nämlich wieder nicht auf dem Wege erfolgt, den 
die Verfaſſung vorſchreibt; Artikel 99 5 Verfaſſun⸗ 
ſchreibt bekanntlich vor, daß der Staatshaushaltseta 
viährlich durch ein Geſetz feftgeftellt“ werden fol, 
und doch haben die Miniſter dem Könige gerathen, den 
Staatshaushaltsetat für 1865 nicht durch ein Geſetz 
feſtſtellen zu teilen, ſondern ihn durch einen königlichen 
Erlaß ſelbſt feſtzuſtellen. Sie haben nämlich, wie wir 
ſchon vor acht Tagen berichteten, dem Könige eine Nach⸗ 
weiſung der im Jahre 1865 zu erwartenden Staatö⸗ 
Einnahmen und zu leiſtenden Staats⸗Ausgaben“ vorge⸗ 
legt. Dieſe Nachweiſung iſt ihrem Inhalte nach genau 
das, was im Art. 99 der „Staatshaushalts⸗Etat“ ge⸗ 
nannt wird. Ferner hat der König auf ihren Antrag 
„beſtimmt“, daß dieſe 1 „als Richtſchnur für 
die Verwaltung dienen fol”. Dieſe „Beſtimmung“ 
ſcheint aber ſachlich mit einer „Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats“ vollkommen gleichbedeutend. Sie hätte 
daher gr durch einen bloßen königlichen Erlaß, ſon⸗ 
dern ſie hätte user müſſen durch ein (nach Art. 62) 
von beiden Häuſern des Landtages genehmig- 
tes Geſetz. Auch hätte ein ſolches h wohl zu 
Stande kommen können, wenn nicht die Miniſter albſt 
ſich gegen das Budget, wie es das Abgeordnetenhaus 
berathen, erklärt hätten und das Herrenhaus daſſelbe 
verworfen hätte. Es konnte aber auch nach dieſer Ver⸗ 


werfung noch zu Stande kommen, wenn die Miniſter 
ſofort bei dem Könige die Auflöfung des alten und die 
Wahl eines nenen Abgeordnetenhauſes beantragt hätten. 
Waren daun, was freilich nicht gut denkbar iſt, die 
neuen Abgeordneten eben jo geſonnen wie die Minifter, 
nun jo konnte die Regierung ja ein Staatshaushalts⸗ 
Geſetz ganz nach ihren Wünſchen von ihnen erlangen. 
Wurden aber, was die Miniſter natürlich eben ſo gut 
erwarten konnten wie wir, die alten Abgeordneten oder 
ihre Geſinnungsgenoſſen wieder gewählt, nun, ſo konn⸗ 
ten ſie ja ihre Aemter aufgeben. Der König konnte 
dann ſolche Miniſter ernennen, die ſich im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Volke und feinen Vertretern befinden. 
Es ſtand das vollkommen in der Gewalt des Königs; 
denn nach Art. 45 der Verfaſſung hat er allein die 
Miniſter zu ernennen und zu entlaſſen. 

Aber die „That“ der Miniſter beſteht darin, daß ſie 
dem Könige andere Rathſchläge ertheilt haben. Es 
iſt möglich, daß dieſe That kein Hinderniß für die Auf⸗ 
rechterhaltung der äußerlichen Ordnung im Staate 
ift, aber die innere, tiefe, d. h. die verfaſſungs⸗ 
mäßige Ordnung und damit der wirklich „geordnete 
Gang der öffentlichen Angelegenheiten“ wird dadurch 
nicht etwa wiederhergeſtellt. Im Gegentheil, dieſe 
fo dringend nothwendige Wiederherſtellung der wirk⸗ 
lichen Ordnung in unſerem Lande wird damit auf eine 
ganz unbeſtimmbare Zeit hinausgeſchoben. 

Indeß auch die äußerliche Ordnung geräth in Ge⸗ 
fahr. Der „königliche Erlaß“, der die innahmen und 
Ausgaben des Jahres 1865 ſchließlich feſtſtellen Toll, ſoll 
nicht durch die Geſebzſammlung verkündigt, ſondern 
nur durch den „Staatsanzeiger“ zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden. Dieſer Erlaß iſt alſo nicht 
eine „gehörig verkündigte königliche Verordnung“. Es 
iſt daher nach Art. 106 der Verfaſſung den „Behbrden“ 
die Befugniß nicht genommen, die Rechtsgültigkeit der⸗ 
ſelben zu prüfen. Es könnte alfo ſehr wohl geſchehen, 
daß eine Anzahl von Beamten weder vor dem Lande 
noch vor dem eigenen Gewiſſen die Verantwortung für 
die Ausführung dieses Erlaſſes übernehmen möchte. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Hauptereigniß der abgelaufenen Woche 
ift das Abgeordnetenfeſt in Köln. Trotz aller vorher⸗ 
egangenen Verſuche, dieſes Feſt zu hindern, wozu wir vor 
Allem die neulich kurz erwähnte Bekanntmachung des Polizei⸗ 
Präſidenten von Köln, Geiger, welche das Feſtkomite für 
einen politiſchen Verein erklärte und als ſolchen auflöſte, 
rechnen, hatte ſich doch eine große Anzahl Abgeordneter und 
ſehr viele andere Theilnehmer nach Köln zur Feſtfeier be⸗ 
geben. Wir geben hier in 1 01 Worten den Verlauf, be⸗ 
ginnend mit jenem erwähnten Erlaß des Polizei-Präſidenten. 
Derſelbe lautete: 

„Der politiſche Verein, welcher unter dem Namen 
„Feſtkomite“ für das Feſt zu Ehren des Preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes mit Sitz in Köln, im Laufe des Jahres 
1865 26 gebildet hat, ift hiermit auf Grund des Para⸗ 
graphen 8B des Geſetzes vom 11. März 1850 bis 
ur ergehenden richterlichen Entſcheidung ge- 
ſchloſſen. Köln, 18. Juli 1865. 

Königl. Polizei⸗Präſident: Geiger. 


Da nach vorliegenden Anzeigen Sie Mitglied vorgedach 
politiſchen Vereins geworden iin, iv erhalten Sie Heut 
Kenntniß vorſtehenden Beſchluſſes unter Hinweiſung auf die 
Beſtimmung des § 16 des bezogenen Geſetzes, wörtlich 
ua: ſch 

„Wer ſich bei einem auch nur vorläufig (5 8) geſchloſſenen 
politiſchen Vereine als Mitglied ferner ehe 260 mit 
Geldſtrafe von fünf bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniß⸗ 
ſtrafe von acht Tagen bis zu drei Monaten belegt.“ 

Köln, 18. Juli 1865. ; 

„ Königl. Polizei-Präſident: Geiger.“ 

Während darauf die Mitglieder des Komites in einem 
ausführlichen Schreiben an den Polizei⸗Präſidenten Geiger 
gegen die Unterſtellung, daß das Komite ein politiſcher Verein 
ſei, proteſtirten, brachten die rheiniſchen Zeitungen folgende 


Anzeige: 
Abgeordnetenfeſt. 

Da das Feſtkomite vorläufig bis auf richterliche Entſchei⸗ 
dung durch Beſchluß des königlichen Polizei⸗Präſidinms für 
aufgelöſt erklärt worden iſt, ſo gebe ich mir die Ehre, die 
Herren Landtags⸗Abgeordneten und alle diejenigen Herren, 
welche Feſtkarten erhalten haben, zu einem Diner 

auf nächſten Samſtag, den 22. dieſes Monats, 

Nachmittags 2 Ühr, im großen Gürzenich— 
Saale zu Köln 
und zu einer Feſtfahrt auf dem Rheine am nächſten 
Sonntag, den 23. d., höflichſt einzuladen. 

Zu den ſechs Dampfſchiffen, welche mir für die Rhein⸗ 
fahrt zur Verfügung geſtellt find, wird ſich noch einer der 
prachtvollſten Remorqueure von der Ruhr geſellen. 

Die Kontrakte über die Miethe des Gürzenich⸗Saales 
und der Dampfſchiffe find auf meinen Namen abgeſchloſſen. 

Zur Theilnahme an der Rheinfahrt können diejenigen 
Perſonen, welche keine Feſtkarte haben, beſondere Karten vor 
der Abfahrt löſen. 

Köln, 20. Juli 1865. 

Claſſen⸗Kappelmann. 

Dadurch war augenſcheinlich jeder Grund, zu einer Ver⸗ 
hinderung des Feſtes fortgefallen; es handelte ſich um eine 
perſönliche Einladung des Herrn Claſſen⸗Kappelmann, welche 
doch unmöglich unter das Vereinsgeſetz fallen konnte. 

Als aber am Sonnabend die zahlreichen Theilnehmer des 
Feſtes in Köln ankamen, fanden fie den Gürzenichſaal ver ⸗ 
ſchloſſen und polizeilich beſetzt. Sie verſammelten ſich darauf 
Nachmittags zum Diner im zoologiſchen Garten, wurden 
jedoch dort von dem Bürgermeiſter der Ortſchaft Longerich, 
Eich, mit Hilfe von Militär aufgelöſt und aus dem Garten 
vertrieben. Ebenſo wurde Abends ein öffentlicher Garten, 
in welchem ſich eine große Anzahl von Theilnehmern des Feſtes 
eingefunden hatte, geräumt. 

Am Sonntag Morgen waren vier der gemietheten Dampf⸗ 
boote durch Militär beſetzt, die andern beiden waren in der 
Nacht abgefahren und ſo dieſem Schickſal entgangen. Die 
Feſtgenoſſen fuhren darauf nach Oberlahnſtein, wo ſie unter 
Reden und Toaſten den Tag über zubrachten und fuhren 
Nachmittags nach Köln zurück. Gleich nach ihrer Abfahrt 
rückte in Oberlahnſtein naſſauiſches Militär ein, welches fie 
vertreiben ſollte. 

Die Namen der Abgeordneten, welche ſich zu, dem Feſt 
in Köln eingefunden hatten, ſind: Coupienne Duisburg⸗ 
Eſſen, Kreuz (Altena⸗Iſerlohn), Forſtmann (Weißenfels⸗ 
Naumburg), Duncker (Saarbrücken), Keller (Saarburg), 
Caſpers (Goblenz-St. Goar), Kyll (Stadt Köln), Roggen 
(Stadt Köln), Baur (Schleiden), Schmidt (Rondow), Müh ⸗ 
lenbeck (Pyritz), v. d. Straeten (Düſſeldorf), v. Seyd- 


litz (Salem arkort II. (Hagen), Loewe (Bielefeld), 
Bi N 11 (Beli, % ch midt (Sera), Bres 0 en (Ahrwei⸗ 
ler), Berger (Solinzen-Lennep), Peltzer (Aachen), Va⸗ 
len tini (Prenzlau), Br ab en der (Tecklenburg), Sach ſe (Neu⸗ 
haldensleben), Roemer pee Müller (Arenswalde), 
Harkort I. (Hagen), Hoppe (Magdeburg), Becker (Dort⸗ 
mund), Cette (Saarlouis), v. Hennig (Graudenz), May 
(Gladbach), Dr. Ule (Halle), Bunſen (Bonn), Dahl⸗ 
mann (Neuwied), Schulze (Seehauſen), Dieſterweg 
(Berlin), Zapp (Lübben), Pauly (Köln - Bergheim), Dr. 
Hammacher (Duisburg⸗Eſſen), Rumpf (Neuhaldensleben), 
Schoemann (Trier), Olbertz (Köln⸗Bergheim), v. Nönne 
(Tennep⸗Solingen), John (Labiau) Kannegießer (Crefeld), 
Deutz (Aachen), Groote (Düſſeldorf), Herrmann (Bern- 
kaſteh, Metzmacher (Dortmund), Hinrichs (Greifswald), 
Seubert (Halberſtadt), Nücker (Neuß). 

Herr Claſſen-Kappelmann war während des Feſtes 
nicht in Köln anweſend. Er hatte verhaftet werden ſollen, 
war dieſer Maßregel jedoch während des Feſtes aus dem 
Wege gegangen und 18 ſich erſt nach dem Feſte dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter geſtellt. Er wurde jedoch nun nicht mehr 
verhaftet. a ae 

don am Sonnabend hatte der Gerichtshof in Köln 
die Erklärung des Feſtkomités zu einem politiſchem Verein 
und die Auflöſung deſſelben für ungerechtfertigt erklärt 

Fragen wir nun, was die Regierung mit der Verhinde⸗ 
rung des Feſtes erreicht hat, ſo müſſen wir bekennen, daß ſie 
wahrſcheinlich nicht mit dem Reſultate zufrieden ſein wird, 
denn durch die Maßnahmen gegen dieſes Feſt ſind die Kundge⸗ 
bungen des Volkes, daß es mit dem Verhalten ſeiner Abge⸗ 
ordneten zufrieden ſei, nur geſtiegen und nicht geringer ge⸗ 
worden. 

Der Beachtung werth ment uns eine Idee der Herren 
von der „Berliner Revue“ über ein neues Wahlgeſetz, wel⸗ 
ches endlich die Noth jener Herren nach einer „gutgeſinnten 
Kammer“ befriedigen ſoll. Nach der Anſicht diser Leute, ſo 
ſchreibt die „liberale Korreſpondenz“ über dieſen Ge- 
genſtand, beſteht ja der preußiſche Staat eigentlich nur aus 
einer großen Anzahl von Leuten, welche irgend eine ordnungs⸗ 
mäßige Prüfung durchgemacht haben, alle anderen Perſonen 
ſind für fie nur eine Beigabe, der Ballaſt des Staates. 

Der Arzt, der unſeren Körper heilt, er muß ſein Examen 
machen, der Richter, der Recht ſprechen ſoll, ohne Anſehen 
der Perſon, er muß zuvor ein Examen machen, der Schnei⸗ 
der, der uns bekleidet, er muß zuvor eine Beſcheinigung über 
ſeine Fähigkeit erlangen, der Schuhmacher, welcher unſere 
Stiefel macht, er ar es nicht, ohne eine Prüfung beſtanden 
zu haben, ja der Schriftſteller, der eine gutgeſinnte Zeitung 
redigirt, er müßte vorher ein Examen ablegen im Schmiegen 
und Biegen und in der Art, recht graziös den Mantel bald 
auf dieſer und bald auf jener Schulter zu tragen. So 
wäre das Ideal eines Staates beſchaffen, wie ihn ſich jene 
Herren denken; was liegt alſo da näher, als die allgemeine 
Sitte des Examens auch auf die Wähler auszudehnen. Wer 
wählen will, der muß vorher ein Examen machen! 
Das iſt das große Geheimniß der allerneueſten Staatsrettung 
für Preußen. Man ſteht ſehr ſchnell das Vortheilhafte des 
Planes ein; die Prüfungs - Kommilfionen werden von der 
Regierung ernannt, und wer bei der Prüfung nicht zeigt, 
daß er das Staatsrecht und die Auslegung der Verfaſſung 
ganz jo auffaßt, wie die Regierung, der ift nicht relf zum Wäh⸗ 
len, der fällt durch, und ſo behalten nur die Gutgeſtnten das 
Wahlrecht. Da ift denn nicht mehr & zweifeln, daß man endlich 
eine Kammer bekommt nach dem Sinne der Herren von der 
„Berliner Revue.“ Außerdem aber verbindet der Plan mit dem 


Angenehmen, nämlich mit der Ausſicht, eine recht gutgeſiunte 
Kammer zu bekommen, auch das Nützliche, nämlich er macht 
die Anſtellung von ſo und ſo vielen Prüfungs⸗Kommiſſarien 
mit einem angemeſſenen Gehalt nothwendig. Deshalb war 
der Plau gut und mußte ſchnell in die Welt hinaus geſen⸗ 
det werden, um zu ſehen, ob er Beifall fände. Leider aber 
haben die Herren bei ihrem Jubel über die gute Idee ganz 
überſehen, daß der Ausführung derſelben ein ganz kleines 
Hinderniß im Wege ſteht, nämlich die beſchworene Verfaſ⸗ 
jung. Ohne fie zu brechen, läßt ſich die Idee der Herren 
von der „Berliner Revue“ nun einmal nicht ausführen. 
Wenn man ſich aber einmal über die Verfaſſung hinweg⸗ 
ſetzen will, dann bedarf es wiederum nicht des wunderlichen 
Umweges, den dieſe Herren vorſchlagen. Alſo iſt es mit 
dieſer neueſten Rettung wieder nichts, und die „Revue“ 
wird fortfahren müſſen, ihre Erfindungsgabe weiter an die⸗ 
ſem angenehmen Stoff zu erproben. 

Das Verhältniß zwiſchen Preußen und Oeſterreich iſt 
noch immer ein jo geſpauntes, daß von manchen Seiten der 
Ausbruch eines Krieges als fehr nahe bevorſtehend angeſehen 
wird. So ängſtlich find wir nun nicht, aber dennoch ſcheint 
es, als ob das „herzliche Bündniß“ ſchneller zu Ende geht, 
als Herr v. Bismarck und ſeine Freunde gerechnet haben. 

Sachſen. In Dresden haben ſich die Deutſchen Sänger 
verſammelt, um das zweite allgemeine Deutſche Geſangsfeſt 
zu begehen. Wir würden in unſerem politiſchen Tages⸗ 
berichte, welcher den Zweck nicht hat, alle Thatſachen und 
Vorkommniſſe zu regiſtriren, von dieſem „Deutſchen“ Sänger 
feſt kaum Notiz genommen haben, wenn wir nicht die Ber⸗ 
pflichtung fühlten, allen gehäſſigen Anfeindungen, welche von 
reaktionärer Seite tagtäglich gegen alle ſolche Feſte geſchleu⸗ 
dert werden, durch Thatfachen entgegen zu treten, welche 
unzweifelhaft die vollſtändige Harmloſigkeit und „Gemüth⸗ 
lichkeit“ ſolcher Feſte beweiſen. Was iſt dieſem Sängerfeſte 
nicht alles vorausgegangen, wie bemühte man ſich, um dem 
vereinzelten Ausſpruche eines Dresdeners, daß er keinen 
Preußen in's Quartier wolle, eine weitgehende politiſche Be⸗ 
deutung beizulegen, welche den Haß der verſchiedenen Deut⸗ 
ſchen Stämme recht deutlich an's Licht treten laſſe. Nun, 
die Erfahrung hat jetzt gezeigt, daß nicht nur die Sachſen 
und die Preußen, ſondern mit ihnen auch die Schwaben und 
die Baiern ganz friedlich an einem Tiſche zuſammenkneipen, 
und daß keiner Neigung ſpürt, deu anderen zu verſpeiſen. 
Aber fie kneipen nicht nur friedlich untereinander, ſondern 
ſie zeigen auch ihren friedlichen und beſonders ihren nupoli⸗ 
tiſchen Charakter recht deutlich durch ihr Verhalten gegen 
andere. Es haben, höre es, o Deutſches Volk, damit Du 
die heimkehrenden Sänger mit dem gebührenden Dank em⸗ 
pfangen kannſt, die Deutſchen Sänger den Herrn Minifter 
v. Beuſt mit einem allgemeinen donnernden Hoch empfangen. 
Weiter haben wir von dieſem Feſte nichts mitzutheilen. 
HOeſterreich. Der Reichstag ſollte am 27. Juli ge 
ſchloſſen werden, und dürfte gleich nach dem Schluſſe die 
Ernennung des neuen Miniſteriums erfolgen. 


Wie man im vorigen Jahrhundert über ein 
Volksheer dachte. 5 

Wir hören fortwährend die Behauptung, daß die An⸗ 
ſichten, mit welchen die liberale Mehrheit des Abgeordneten⸗ 
hauſes die Reorganiſation bekämpft, moderne Phantaſieen 
ſeien, an welche in der guten alten Zeit Niemand gedacht 
habe. Damals habe man wohl gewußt, daß nur ein wohl 
einexerzirtes Berufs⸗Heer zur Vertheidigung des Landes brauch⸗ 
bar ſei, und ſolche Worte, wie „Allgemeine Wehrfähigkeit“, 

„Volksheer“ und dgl. hätte man damals nicht gehört. 


Es ift das ein alter und etwas verbrauchter Kunſtgriff, 
daß man eine Oppoſition mit der Behauptung todt oder 
doch wenigſtens beim Volke 1 machen will, daß man 
ihr vorwirft, fie ſehe weniger darauf, etwas Nützliches, als 
etwas Neues zu ſchaffen, und ihr ganzer Widerſtand gegen 
die Pläne der Regierung rühre nur von dieſem Beſtreben 
her. Nun iſt zwar in der Militärfrage ein ſolcher Vorwurf 
ewiß ungerecht, denn gerade die Regierung will etwas 
Neues ſchaffen, ſie will das Geſetz vom 3. September 1814, 
die Grundlage unſeres Wehrſyſtems, abändern, und die Op⸗ 
poſition, d. h. die überwiegende Mehrheit der Volksvertretung 
und des Volkes, will das alte erhalten, nämlich das Geſetz 
vom Jahre 1814 mit der Landwehr⸗Einrichtung, durch welche 
vor fünfzig Jahren unſer Vaterland befreit worden iſt. Aber 
trotzdem hat man ſich nicht geſcheut, fortwährend davon zu 
ſprechen, daß die Oppoſition etwas Neues ſchaffen wolle, 
an das vorher noch kein Menſch gedacht habe; und um dieſe 
Behauptung einigermaßen glaubwürdig zu machen, hat man 
ein neues Wort erfunden, man hat davon geſprochen, daß 
die Oppoſition ein Parlaments heer ſchaffen will. Ein 
jeder Menſch, der ein bischen nachdenkt, wird nicht begreifen, 
wie man zu einer ſolchen Behauptung kommen kann, denn mit 
dem Worte Parlamentsheer läßt ſich doch nur eine Armee be⸗ 
zeichnen, welche allein unter dem Befehl des Parlaments ſteht, 
eine Einrichtung, welche in einem konſtitutionellen Staate 
nicht möglich iſt. Aber ſo meinte man das auch nicht, man 
ſcheute ſich nur, zu ſagen, die Oppoſition wolle ein Volks ⸗ 
heer ſchaffen, denn dann hätte Jedermann im Volke fogleich 
eingeſehen, daß die Oppoſition kein Volksheer in 
Mienen ſchaffen, ſondern daß ſie das vorhandene 
Volksheer erhalten will. So verſteht man eigentlich 
unter Parlamentsheer nur das, was wir mit dem Namen 
Volksheer NN nämlich eine Armee, von welcher 
jeder waffenfähige Bürger des Staates Mitglied 
iſt, und welche jo organiſirt iſt, daß jedes Mitglied 
derſelben nur möglichſt kurze Zeit feinen bürger⸗ 
lichen Geſchäften entzogen wird, ohne daß dadurch 
die Wehrkraft der Armee leidet. Wir haben ſtets 
als Grundlage einer ſolchen Wehrverfaſſung das Geſetz vom 
3. September 1814 angenommen, weil wir daſſelbe als eine 
raktiſche und gute Grundlage eines ſolchen Wehrſyſtems an⸗ 
hen, Allerdings läßt ſich nicht keſtreiten, daß man in Be⸗ 
iehung auf die möglichft geringe Zeit, welche die wehrfähigen 
Männer der Nation durch Ableiſtung des Militärdienſtes 
ihrer bürgerlichen Beſchäftigung entzogen werden, noch weiter 
gehen kann, wenn man auf eine zweckmäßige Vorbildung der 
N Rückſicht nimmt. 


Man glaubt nun gewöhnlich, daß dieſer Gedanke einer 
zweckmäßigen Vorbildung der Jugend ein ganz moderner ſei, 
und Leute, welche der Oppoſition ein ſehr großes Zugeſtänd⸗ 
niß 117 110 wollen, geben allenfalls zu, 0 dieſer Gedanke 
der Vorbildung der Jugend zum Militärdienſt etwa 50 Jahre 
alt ſei, indem er der Ausbildung des Zurnens, wie wir fie 
Jahn verdanken, zu Grunde gelegen habe. Glücklicherweiſe 
ſind wir jedoch in der Lage, den Beweis führen zu können, 
daß dieſe Idee viel älter iſt, daß man ſie ſchon im vorigen 
Jahrhundert offen ausgeſprochen hat. 


Der berühmte Schullehrer Heinrich Stephany hat 
ein Buch geſchrieben: „Grundriß der e e 
Wiſſenſchaft“, welches im in 1797 erſchienen iſt. J 
dieſem Buche befindet ſich ein Kapitel, überſchrieben: „Die 
militairiſche Erziehung einer Nation“. Da heißt es: 


Um eine Nation ſowohl zu geſchickten als mu 
” „ 
135 Vertheidigern des Vaterlandes zu bilden, 
muß vor allen Dingen dafür geſorgt werden, daß 
der Jugend eine heiße Liebe zum Se e in 
geflößt und ſie früh zur Taktik angehalten werde. 

Um das erſtere, bei der N Jugend ſo leicht 
Erreichbare zu bewirken, darf man ſie nur mit der wohlthä⸗ 
tigen Berfaflung ihres deutſchen Vaterlandes (das fie in den 
Volksſchulen bisher oft nicht dem Namen nach kennen) be⸗ 
kannt machen; ſie frübgeifig zur Pflicht ermahnen, das Va⸗ 
terland recht herzlich zu lieben; und ihrem zarten Buſen die 
Keime zu edlen Thaten durch patriotiſche Lieder und Ge⸗ 
ſchichtserzählungen einzupflanzen ſuchen. 

Um ihr aber die militäriſchen Fertigkeiten beizubringen, 
müſſen in jedem Dorfe und in jeder Stadt eigene 
Lehrer der Taktik angeſtellt werden, wozu man alte 
Soldaten und Unteroffiziere vortrefflich gebrauchen kann. Die 
Nachmittage an den Sonn⸗ und Feſttagen find die ſchicklichſte 
Zeit zu dieſem Unterrichte. Dabei bedarf es keiner Aufmun⸗ 
terung, weil die Jugend überhaupt alle gymnaſtiſchen Uebun⸗ 
gen, und beſonders die gemeinſchaftlichen, über Alles liebt. 

Hierzu 92 10 nicht nur die Knaben angehalten wer⸗ 
den, welche ſich noch in den ien nta len be» 
finden, fondern WE alle Jünglinge, fie mögen 
ſich einem bürgerlichen Geſchäfte widmen, wel- 
chem ſie wollen. Am allerwenigſten dürfen ſich hiervon 
die gelehrten Klaſſen ausſchließen, weil dieſe noch mehr als 
andere dazu verpflichtet ſind. 

In den heißen Sommertagen werden einige Wochen zu 
größeren allgemeinen Webungen beftimmt, welche mit eigenen 
militäriſchen Jugendfeſten beſchloſſen werden. 

Mit dem zwanzigſten Jahre werden alle in die 
Liſte der dienſtfähigen Bürgerwache zur Verthei— 
digung des Vaterlandes nicht nur eingeſchrieben, 
ſondern ſogleich den Compagnien und Regimen⸗ 
tern einverleibt, in welche die ganze Bürgerschaft militäs 
riſch einzutheilen iſt, wobei Jeder auf höhere Amtöftellen da⸗ 
bei Anſpruch machen darf, der dazu ſich die Verdienſte er- 
worben hat. 

Diejenigen, welche zu dem erſten Aufgebote (vom zwan⸗ 
Wen bis dreißigften Jahre) gehören, müſſen ſowohl die 

affenübungen fortſetzen, als auch die zur innern Sicherheit 
nöthigen Niese ze abwechſelnd thun. 
uf dieſe Weiſe nur drei Jahre lang einen 
Theil der deutſchen Nation erzogen, und man kann 
mit einer ſolchen kernhaften kleinen Armee ſchon 
eder größeren Schaar von gemiethetem Volksab⸗ 
chaume trotzen. Das Vaterland iſt dann gerettet“! 

Kann man mit klareren und einfacheren Worten das 
ſchildern, was als das Ideal der militäriſchen Erziehung einer 
Nation ſtets angeſehen werden muß? Von der frübeften 
Jugend an ſollen die Knaben aus allen Ständen angehal- 
ten werden zu militäriſchen Uebungen, und wenn, wie der 
Verfaſſer ſagt, nur drei 110 eine ſolche Erziehung durch⸗ 
geführt wird, ſo iſt das deutſche Vaterland gerettet, denn mit 
einer ſolchen Armee, ſelbſt wenn ſie klein jei, könne man ge 
troſt jeder größeren, aus Söldlingen beſtehenden Armee ent⸗ 
gegentreten. 

Wollen wir heute, nachdem wir 181315 Gelegenheit 
gehabt haben, die Kraft eines Polksheeres kennen zu lernen, 
weniger Zuverfiht in die Tüchtigkeit deſſelben Pen als 
es Stephany ohne eine ſolche Beobachtung ſchon im vorigen 
Jahrhundert geihan hat? Gewiß nicht. 
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